Fraktion Die Linke./DKP/AUF

im Rat der Stadt Essen

Essen, 31. August 2006

Pressemitteilung

Ökologische „Zeitbombe“ im Krupp-Park?

 Schadstoffbelastung des Geländes muss offengelegt werden

Die Fraktion Die Linke./DKP/AUF im Essener Rat hat eine Höhenbegrenzung des Krupp-Parks auf die im Bebauungsplan festgelegten Grenzen und die Offenlegung der Ergebnisse der bisherigen Untersuchungen auf Schadstoffbelastung gefordert. Damit stellt sie die Absicht der Verwaltung in Frage, die ungereinigten, von Umweltgiften hochgradig verseuchten Böden aus den ehemaligen Krupp-Werken im geplanten Park aufzuschütten. Zusätzlich zu der Ablagerung der enormen Menge Aushub des Krupp-Boulevards (170.000 m³); soll hier jetzt auch noch der Aushub der neuen Thyssen-Krupp-Hauptverwaltung (120.000 m³) „untergebracht“ werden.

„Die Absicht, auch einen Park auf dem bisherigen Krupp-Gelände zu errichten, begrüßen wir ausdrücklich. Er kann insbesondere für die Altendorfer Bevölkerung einen hohen Freizeit- und Erholungswert haben,“ so Gabriele Giesecke, Fraktionsvorsitzende der neuen Fraktion Die Linke./DKP/AUF. „Wir befürchten jedoch, dass die Ablagerung der mit Fabrikaltlasten und Sprengstoffrückständen aus dem II. Weltkrieg belasteten Böden einer ökologischen ,Zeitbombe’ gleichkommt. Aushub, Transport und Ablagerung kontaminierter Böden in den Park können zu unerwartet hohen und langfristigen Auswaschungen der Giftstoffe führen. Auch die Verwaltungsvorlage für Umwelt- und Planungsausschuss schließt z.B. Grundwasserschäden nicht aus.“

Trotz der Eile bei der Ausschreibung der Arbeiten für den Krupp-Boulevard darf der Park nach Auffassung der Fraktion Die Linke./DKP/AUF nur dann zur Ablagerung des Bodenaushubs genutzt werden, wenn gesundheitliche Spätfolgen für Parknutzer und Anwohner ausgeschlossen werden können. Wenn z.B. Regenwasser Gifte aus der Erde herauswäscht und in den an tiefster Stelle an der Pferdebahn geplanten See spült oder Gifte in das Grundwasser gelangen, wäre der Erholungswert des Parks zerstört und Investitionen vertan. Das soll im Vorfeld verhindert werden.

Ebenso auszuschließen sind Haftungsfolgen für die Stadt Essen, die durch den Aufkauf des Geländes für den Park von Thyssen-Krupp entstehen könnten. Die Helenenhöhe, deren Zukauf zur Zeit geprüft wird, sollte ursprünglich mit Wohnungen bebaut werden. Der Boden überschreitet die zulässigen Grenzwerte jedoch offensichtlich so deutlich, dass Thyssen-Krupp von diesem Vorhaben Abstand nahm.

Bodo Urbat, Vertreter der Fraktion Die Linke./DKP/AUF im Umweltausschuss: „Wir wollen nicht, dass Thyssen-Krupp sich der durch die ehemaligen Rüstungs- und Maschinenbetriebe verursachten Bodenbelastungen elegant entledigt, indem der Krupp-Park als Mülldeponie dient und zur Gefahr für Mensch und Umwelt wird. Die Kosten einer späteren Sanierung und Entsorgung dürfen nicht der Allgemeinheit aufgebürdet werden. Widerlegt werden können solche Befürchtungen nur durch die Offenlegung der bisherigen Untersuchungsergebnisse. Darauf hat die Bevölkerung, haben Umweltinitiativen usw. ein Recht.“
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